
Bürgermeisteramt Auggen 
79424 Auggen 
Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald 
 

S A T Z U N G  

zur Änderung der Satzung mit Gebührenordnung und Benutzungsordnung für die 
Sonnberghalle Auggen vom 27.10.2010. 
 
Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO), des 
Beschlusses des Bundesverfassungsgerichtes vom 24.01.1995 (1 BvL 18/93) und 
der §§ 2 und 9 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg hat der 
Gemeinderat am 03.07.2012 folgende Änderung der Satzung mit Gebührenordnung 
und Benutzungsordnung für die Sonnberghalle Auggen vom 27.10.2010 
beschlossen: 
 

Änderung der Satzung: 
 

 
§ 1 

 Paragraph 10 der Benutzungsordnung für die Sonnber ghalle Auggen wird wie 
folgt geändert: 

 
§10 Haftung 

1. Die Gemeinde überlässt dem Nutzer die Sonnberghalle und deren Einrichtungen 
zur  entgeltlichen Benutzung in dem Zustand, in welchem diese sich befinden. Der 
Nutzer ist verpflichtet, die Räume und Einrichtungen jeweils vor Benutzung auf ihre 
ordnungsgemäße Beschaffenheit für den vorgesehenen Verwendungszweck durch 
seine Beauftragten zu prüfen. Er muss sicherstellen, dass schadhafte Anlagen, 
Räume, Einrichtungen und Geräte nicht benutzt werden, soweit ihm diese Prüfung 
zuzumuten ist. 
2. Für Personenschäden, welche dem Nutzer, seinen Bediensteten, Mitgliedern oder 
Beauftragten oder den Besuchern seiner Veranstaltung entstehen, haftet die 
Gemeinde sowie deren gesetzliche Vertreter oder Erfüllungsgehilfen im Rahmen der 
gesetzlichen Vorschriften. Für sonstige Schäden haftet die Gemeinde, deren 
gesetzliche Vertreter oder Erfüllungsgehilfen nur bei einer vorsätzlichen oder 
grobfahrlässigen Pflichtverletzung. 
3. Der Nutzer stellt die Gemeinde von etwaigen Haftpflichtansprüchen seiner 
Bediensteten, Mitglieder oder Beauftragten, der Besucher seiner Veranstaltung oder 
sonstiger Dritter für Schäden frei, die im Zusammenhang mit der Benutzung der 
überlassenen Räume und Geräte und der Zugänge zu den Räumen und den 
Anlagen stehen. Der Nutzer verzichtet für den Fall der eigenen Anspruchnahme auf 
die Geltendmachung von Rückgriffsansprüchen gegen die Gemeinde sowie gegen 
deren gesetzlichen Vertreter sowie Erfüllungsgehilfen. Ziffer 3 gilt dann nicht, soweit 
die Gemeinde für den Schaden nach Maßgabe der Ziffer 2 verantwortlich ist. 
4. Von dieser Vereinbarung bleibt die Haftung der Gemeinde als Grundstücksbesitzer 
gemäß § 836 BGB für den sicheren Bauzustand von Gebäuden unberührt. 
5. Der Nutzer haftet für alle Schäden, die der Gemeinde an den überlassenen 
Räumen, Einrichtungen, Geräten und Zugangswegen durch die Nutzung im Rahmen 
dieses Vertrages entstehen, soweit die Schädigung nicht in den 
Verantwortungsbereich der Gemeinde fällt.  



6. Der Nutzer hat bei Vertragsschluss nachzuweisen, dass eine ausreichende 
Haftpflicht- Versicherung besteht, durch welche auch die Freistellungsansprüche 
sowie Haftpflichtansprüche der Gemeinde für Schäden an den gemieteten oder 
gepachteten Räumen/Einrichtungen gedeckt werden. 
7. Die Gemeinde übernimmt keine Haftung für die vom Nutzer, seinen Mitarbeitern, 
Mitgliedern, Beauftragten oder von Besuchern seiner Veranstaltungen eingebrachten 
Gegenstände, insbesondere Wertsachen, es sei denn, der Gemeinde fällt Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit zur Last.  
8. Die rechtzeitige Anmeldung von Veranstaltungen bei der GEMA (Gesellschaft für 
musikalische Aufführungs- und mechanische Vervielfältigungsrechte) und die 
Zahlung der fälligen Gebühren obliegt dem Nutzer. 

 
 
   

§ 2 Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am 01.08.2012 in Kraft. 
 
 
Hinweis über die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach § 4 Abs. 4 
der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg. 
___________________________________________________________________ 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung oder aufgrund der Gemeindeordnung beim Zustandekommen 
dieser Satzung ist nach § 4 der Gemeindeordnung unbeachtlich wenn sie nicht 
schriftlich innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber 
der Gemeinde geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt der die Verletzung 
begründen soll ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht wenn die Vorschriften über die 
Öffentlichkeit der Sitzung oder die Bekanntmachung oder Genehmigung der Satzung 
verletzt worden ist.  
 
Auggen, den 03.07.2012 

 
 
Bürgermeisteramt Auggen 
Fritz Deutschmann Bürgermeister 


